
Natio n eine n Rückschrit t gegenübe r den Gegebenheite n (z. B. mährische r 
Ausgleich) un d Föderationspläne n des Habsburgerreiche s bedeutet e (Ber-
ger, Neuwirth , Raschhofer , Wierer) . Die angeblich e Musterdemokrati e 
Tschechoslowake i versagte ihre n Minderheite n gegenüber , weil diese 
majorisier t wurde n (Birke, Kluke , Mayer , Rabl , Raschhofer) . Da ß es bei 
eine r trot z aller bestehende n Gegensätz e vorhandene n Kompromißbereit -
schaft auf beiden Seiten zu keine m Ausgleich kam, lag wohl in tieferen 
irrationale n Schichte n begründet : es herrscht e ein kollektives Mißtraue n 
gegen den Partne r beiderseit s — jedes Volk fühlte sich vom andere n bedroh t 
(Wierer) . Da ß dan n die Sudetendeutsche n nach jahrelange n Enttäuschunge n 
schließlich Hitle r als Fördere r ihre r Interesse n betrachtete n (Ankenbrank) , 
ist verständlic h un d darf nich t summarisc h verurteil t werden , zuma l wenn 
ma n die Situatio n des Jahre s 1938 zum Ausgangspunk t nimm t un d nich t 
die inzwischen gewonnene n Erkenntniss e als Maßsta b benutz t un d zurück -
projezier t (v. Hoffmann) . 

Forschungs - un d Quellenlag e wurde n eifrig diskutiert . Gerad e bei der 
Behandlun g einzelne r Persönlichkeite n — wie Beneš, Henlein , Fran k — 
zeigte es sich, daß noc h zahlreich e Forschungslücke n bestehen . Die Erörte -
run g der Quellenlag e kreiste um das Proble m der Zuverlässigkeit un d 
Vollständigkei t der Dokumentenpublikationen , zuma l die Ausgangspositio-
ne n der deutsche n un d ausländische n Veröffentlichunge n verschiede n sind 
(Birke, Neuwirth , Rabl — Kluke , Krausnick) . Auf die Bedeutun g eine r 
weitere n Quellengrupp e — der Aussagen der noc h lebende n Zeuge n — 
wurde ebenfall s aufmerksa m gemach t (Bosl). Als wichtiges methodische s 
Hilfsmitte l zur objektiven Erfassun g gefühlsbeladene r zeitgeschichtliche r 
Ereignisse — wie z.B. des Münchne r Abkommen s — biete t sich die von 
G. Barracloug h empfohlen e Unterscheidun g von historischem , politische m 
un d moralische m Urtei l an , wobei die beiden letztgenannte n auf dem 
historische n Urtei l aufzubaue n hätten , d.h . nu r historisc h einwandfre i er-
wiesene Fakte n dürfen der Urteilsfindun g zugrund e gelegt werden (Bosl). 

Selbstanzeig e des Collegiu m Carolinu m 

Historica lil. Les sciences historiques en Tčhéchoslovaquie. 

Nakladatelstv í ČsLAkademi e Věd. Prag 1961. 388 S.50 Abb. 1 Plan . DM 31,70. 

Allgemein findet  ma n im vorliegende n 3. Band ein deutliche s Über -
gewicht der Beiträge zur neueste n Geschichte . Noc h merkliche r als in den 
beiden vorhergehende n Bänden 1 mach t sich die „Barocklücke " der tschechi -
schen Geschichtsforschun g bemerkbar . Zu r mittlere n un d ältere n Geschicht e 

1 Band I und II sind im Bohemia-Jahrbuc h 2 (1961) 597—611 von K. B o s l bespro-
chen worden . 
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jedoch wird in größerem Maß nur referiert, was schon tschechisch publi-
ziert, den meisten westlichen Lesern deshalb aber unzugänglich ist. 

Außerhalb der tschechoslowakischen Landesgeschichte führt zunächst ein 
Beitrag „On the Problem of the Helots" von Pavel O l i v a (S. 5—34). 
Bemerkenswert ist hier jedenfalls Olivas Auseinandersetzung mit deutscher 
Literatur, die in den 30er Jahren durch rassentheoretische Deutungen des 
spartanischen Staatswesens der nationalsozialistischen Ideologie unmittel-
bar wissenschaftliche Handreichung geleistet hatte. Interesse verdienen 
auch seine Referenzen zur rassischen, in der westlichen Forschung nach 
Olivas Beobachtungen unbekannten Literatur und schließlich seine eigene 
Definition des Helotentums als einer „unterentwickelten Sklaverei", die 
in einer unterentwickelten Gesellschaftsordnung nur zur Ausbildung eines 
kollektiven, noch nicht eines „individuellen Sklavenhaltertums" geführt 
habe. 

Josef D o b i á š berichtet von „Zwei mißverstandenen Quellen zur Ge-
schichte der Donauschwaben" (S. 35—56). Zunächst rehabilitiert er in einer 
detaillierten Textuntersuchung eine Angabe aus der römischen Geschichte 
des Rufius Festus (4. Jh.) und greift damit eine wenig beachtete Polemik 
aus der deutschen Literatur des 19. Jahrhunderts wieder auf, um sie nach 
einer neuen, kritischen Würdigung in einer ganz abweichenden Weise zu 
deuten und zu datieren. Damit wird dann allerdings lediglich die Angabe 
des Rufius Festus in ihrer Glaubwürdigkeit gesichert, aber neue Auf-
schlüsse zur Markomannengeschichte ergibt die Korrektur nicht. 

Eine zweite Korrektur betrifft das Leben Gaiobomars, eines Quaden-
königs zur Zeit Caracallas. Auch hier setzt sich Dobiáš mit älterer deut-
scher Literatur auseinander. Das Ergebnis seiner Untersuchung stellt er in 
Zusammenhang mit einem archäologischen Fund aus dem Jahr 1934, nach 
dem Caraoalla sich 213 in Unterbrechung eines Feldzuges gegen die Par-
ther in Dacien aufgehalten habe. Diese Feststellung berichtigt nicht nur den 
Hinrichtungsort des Gaiobomar durch Caracalla, sie wirft auch Licht auf 
die Beziehungen zwischen Markomannen und Quaden, die Caracalla nach 
ihrer Kampfgemeinschaft gegen Marc Aurel wieder entzweit hatte. Aus 
größerem Textzusammenhang und aus der Intention der Quelle erschließt 
Dobiáš, daß Caracalla den Gaiobomar keineswegs gegen den Willen sei-
ner Landsleute, sondern auf ihren Wunsch und auf ihre Anklage hinrichten 
ließ. Das Textstück entstammt dem Werk des Cassius Dio, dient aber 
einer exemplarischen Tendenz, mit welcher es im 10. Jahrhundert der by-
zantinische Kaiser Constantin Porphyrogenitos unter seine Excerpta histo-
rioa aufnehmen ließ, und ist nach Dobiáš „ein wichtiger Beleg für das 
Andauern des Klientelverhältnisses der Quaden und ihrer Könige zu Rom 
auch nach dem Markomannenkrieg. Von einer Ohnmächtigkeit der Qua-
den, die trotz meiner Auslegung von Dios Stelle noch immer aus ihr her-
ausgelesen wird, zeugt es jedoch nicht im mindesten." (S. 55). Dobiáš 
bezieht sich hier auf seine Arbeiten aus dem Jahr 1930 und 1938, die in 
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deutsche n Stellungnahme n von L. Schmid t 1938, W. Zwikker 1941 un d in 
ungarische n Arbeiten unbeachte t geblieben seien. 

Unte r dem Tite l „De r altböhmisch e Fürstensit z Praha " berichte t Ivan 
B o r k o w s k ý mit Grundrißskizz e un d Lichtbilder n von Ausgrabungen 
auf der Prage r Burg, die seit run d 40 Jahre n betriebe n werden un d noc h 
nich t abgeschlossen sind. Sie lassen jedenfalls erkennen , daß der befestigte 
Fürstensit z Prag, der bis heut e in 19 Bauperiode n gestalte t worden ist, im 
letzte n Jahrzehn t des 9. Jahrhundert s entstan d un d wohl aus eine r ältere n 
Besiedlun g am linken Moldauaufe r erwuchs . Dre i Sakralbaute n wurde n im 
Lauf der nächste n hunder t Jahr e auf der Burg errichtet , zuers t eine Marien -
kirch e mit dem Gra b Bořivojs un d seiner Gemahli n im Westen , die (ur-
sprünglic h kleinere ) Georgsbasilik a im Osten un d schließlich die Veits-
rotund e im Zentrum . Di e Ausgrabungen liefern Einzelheite n zur Bau-
geschicht e der zuers t hölzerne n Burgwälle, der innere n Burgwege des 
Fürstenbaue s un d alte r Begräbnisstätten . De r Berich t biete t hie r inter -
essant e Beispiele für den Umfan g baugeschichtlicher , freilich gelände -
bedingte r Kontinuität . Er bringt aber auch zum selben Stichwor t ein sel-
tene s Beispiel für den traditionsgebundene n Übergan g vom heidnische n 
zum christliche n Ritual , den n bei der Ausgrabung eine s Friedhofe s an der 
Marienkirche , die auf eine r vorchristliche n Kultstätt e liegt, fand ma n zwi-
schen den Skelette n auch Tierknochen . „Zweifello s handel t es sich um 
erhalten e Rest e slawischer Bestattungsriten , aber auch solche r aus der Zei t 
des Übergang s zum Christentum , un d zwar um Opfergabe n un d vermutlic h 
auch um Opfermahle , die, wie die Tierknoche n beweisen, den Tote n dich t 
an der Ostseit e der Kirchenapsid e dargebrach t wurden. " (S. 62). 

Im Zusammenhan g seiner pointierte n Untersuchungsergebniss e über 
Michae l Gaismai r un d den Tirole r Bauernaufstan d widmet Josef M a c e k 
der venezianische n Politi k eine neu e Beleuchtun g („La guerra contadin a 
tirolese e la politic a di Venezia 1525—1532" S. 73—86). Die terr a ferma 
war im 16. Jahrhunder t bekanntlic h der größt e südlich e Anraine r der Graf -
schaft Tiro l un d bot den Aufständische n um 1525 im Zusammenhan g mit 
der antihabsburgische n Politi k der venezianische n Republi k Asyl. Auf 
Seiten der Revolutionäre , von dere n Program m Mace k bereit s in Histo -
rica I un d II berichte t hatte , griff Gaismai r diese Tenden z auf un d verflocht 
so unte r Ausnutzun g der Liga von Cogna c 1527 für einige Monat e die 
Tirole r Revolutio n mit der großen europäische n Politik . Zwar setzte der 
Protes t des französische n König s diesem Bündni s bald ein Ende , doch 
unterstützt e die Signoria Gaismai r bis zu seiner Ermordun g in Padu a 1532, 
un d bis dahi n liefen auch vielfache Fäde n von Tiro l un d auch von Süd-
deutschlan d zu dem emigrierte n Revolutionär . Die Forschunge n Macek s 
bieten sicher für das recht e Verständni s der deutsche n Sozialaufständ e im 
frühen 16. Jahrhunder t bemerkenswert e ergänzend e Aspekte. 

Ein e kunsthistorisch e Begriffsdefinition mit Einzelbeispiele n beinhalte n 
die sehr gedrängte n Ausführunge n des inzwischen verstorbene n Zdeně k 
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W i r t h : „Di e böhmisch e Renaissance " (S. 87—108 mit Bildbeilagen) . 
Wirth charakterisier t die böhmisch e Renaissanc e als eine zuers t durc h ita-
lienisch e Handwerke r vermittelt e „Applikatio n von Renaissanceelemente n 
auf einheimisch e Spätgotik" , die erst um die Mitt e des 16. Jahrhundert s 
rein e Renaissancebauwerk e hervorbracht e un d sich in eine m längere n Ent -
wicklungsproze ß zum regionale n Stil entwickelte , als „Maurerarchitektu r 
von sanftem Umri ß un d Relief", allerding s „ohn e logische Entwicklungs -
linie . . . zu eine r der anknüpfende n zeitgenössische n Forme n un d Schich -
ten " (S. 107). Ohn e originell e Beiträge zur europäische n Kunstentwicklun g 
zu liefern, wie Goti k un d Barock in Böhmen , blieb die böhmisch e Renais -
sanc e eine „anmutig e Episode" , die als „urwüchsige r regionale r St i l . . . 
hodigewerte t werden muß " (S. 106 f.). So wichtig diese Definitio n als Maß -
stab eine r Epoch e böhmische r Architektu r erscheine n kann , so möcht e ma n 
ihr doch noc h eine Erprobun g am Vergleich mit andere n Kunstlandschafte n 
wünschen . Womöglich zeigte sich dann , daß die „Applikatio n einzelne r 
Elemente " auf eine noc h spätgotisch e Architektu r ganz allgemein zum 
Merkma l der Renaissancearchitektu r in Mitteleurop a erhobe n werden 
kann . 

De r nächst e Beitra g führt un s gleich in die neuest e Geschichte . Jiř í 
K o ř a l k a behandel t „Di e deutsch-österreichisch e national e Frag e in den 
Anfängen der sozialdemokratische n Partei " (S. 109—158), ein Thema , dem 
auch H. Mommse n im vorhergehende n Bohemia-Jahrbuc h (2 [1961] 193—208) 
eine n Beitra g gewidmet hatte . Währen d Mommse n aber bemüh t war, ein e 
souverän e ökonomisch e un d sozialpolitisch e Analyse zu skizzieren (im 
Vorgriff auf eine umfangreicher e Arbeit) , entwickelt e Kořalk a Partei -
geschichte . Di e Entwürf e beide r Arbeiten ergänze n sich demnac h sehr vor-
teilhaft ; die zeitliche n Ausgangspunkt e decken sich ungefähr . 

Kořalk a umreiß t zunächs t auf der Grundlag e deutsche r Arbeiten ein Bild 
der deutsche n Arbeiterbewegung . Währen d nac h der preußisch-österrei -
chische n Auseinandersetzun g von 1866 die Meinunge n geteilt gewesen 
seien, ob ma n mit ode r ob ma n gegen Preuße n den Zielen der Bewegung 
nähe r komme , sei doch als Erbe der Revolutio n von 1848 eine groß-
deutsch e Organisationsbasi s für selbstverständlic h gehalte n worden . Seit 
1866 führt e die gemeinsam e Preußenfeindschaf t die süddeutsch-sächsische n 
Arbeiterorganisatione n um August Bebel un d Kar l Liebknech t zu schärfste r 
Auseinandersetzun g mit den Erbe n Lassalles un d den norddeutsche n Ar-
beitervereine n un d zur Zusammenarbei t mit der österreichische n Arbeiter -
bewegung unte r Anerkennun g der liberal-demokratische n Wiene r Regie-
rung . Da s zeitigte eine Zusammenarbei t der süddeutsche n mit der öster -
reichische n Arbeiterbewegun g bei der sozialdemokratische n Parteigrün -
dun g in Eisenac h 1869. Dor t fande n sich zwar nu r 4 Delegiert e aus den 
österreichische n Länder n ein, doch ihre Mandat e wiesen fast hundert -
tausen d Stimme n un d dami t run d zwei Dritte l der überhaup t in Eisenac h 
vertretene n Arbeiterschaf t auf. Hatt e ma n aber bisher unte r dem Einfluß 
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einer Broschür e von Bernhar d Becker in Österreic h die national e Frage als 
reaktionä r abgelehnt , so trat nun in Eisenac h der Brünne r Delegiert e 
Mühlwasser mit der Forderun g hervor , das österreichisch e Nationalitäten -
problem zu berücksichtigen . Sein Vorschlag blieb bei den Delegierte n und 
zunächs t auch in der österreichische n Arbeiterbewegun g ohn e Echo . 
Mommse n weist darau f hin, wie die national e Frage wenige Jahr e später 
die Aktionseinhei t zwischen Wien und Prag beeinträchtigte . Kořalka s 
Studie zeigt, wie einstweilen eine großdeutsche , antipreußisch e Aktions-
gemeinschaf t zur Formierun g der Arbeiterbewegun g als klassenbewußte r 
politische r Kraft, wenn auch mit kurzlebiger organisatorische r Einheit , ge-
führt hat . Dabe i fehlte es im nordböhmische n Gebie t auch nich t an Bei-
spielen internationale r Solidarität , bei denen deutsch e Arbeiter etwa tsche-
chische Schulforderunge n unterstützten , eine Erscheinung , deren gesell-
schaftspolitisch e Hintergründ e wieder Mommsen s Charakteristi k des In-
dustrialisierungsprozesse s in den böhmische n Länder n mit ein paar Stri-
chen vor Augen führt . Im ganzen bieten die sachliche n und klaren Dar -
stellungen Kořalka s neben Arbeiten von J. Purš, Zd. Solle und der ange-
kündigte n größeren Untersuchun g Mommsen s wichtige Vorbereitunge n zu 
einer Sozialgeschicht e der böhmische n Lände r währen d der industrielle n 
Revolution . 

Jura j Kr am e r trit t der weitverbreitete n Auffassung entgegen , daß 
die slowakische Volkspartei währen d der ersten Republi k unte r ungari -
schem Einfluß gestanden habe („Ausländisch e Einflüsse auf die Entwicklun g 
der slowakischen autonomistisdie n Bewegung" S. 159—194). Die Volkspar-
tei hatt e bis 1925 mit nationalautonomistische r Zielsetzun g eine große 
Zah l von Anhänger n gewonnen , währen d die slowakischen Sozialdemo -
kraten , die nächste n Anwärter auf den Rang einer Massenpartei , sich 
durch die Zusammenarbei t mit den Tscheche n diskreditier t hatten . Krame r 
verschweigt nicht , daß die neue Staatsgründun g bei den Slowaken durch -
aus unpopulä r war: er beschränk t sich dabei freilich auf Argument e aus 
der industrielle n Entwicklung , nach welchen die Slowakei durch die neue 
Grenzziehun g ihrer frühere n Absatzgebiete beraub t und statt dessen der 
überlegene n tschechische n Konkurren z ausgesetzt wurde. Sozialunruhen , 
Streiks und die Bildung einer slowakischen Räterepubli k wurden zwar von 
der tschechische n Staatsmach t niedergeschlagen , doch war nach Krame r die 
tschechisch e Bourgeoisie „in dem kapitalistische n Rahmen , den sie dem 
neue n Staatswesen aufgezwungen hatte.. . nich t fähig, eines der Grund -
problem e der Republik , die Frage der politische n Stellun g und der wirt-
schaftliche n Lage der Slowakei zu lösen" (S. 163). Andererseit s fanden un-
garische Versuche einer Rückgliederun g der Slowakei noch weniger Sym-
pathie . Auf Grun d bisher unzugängliche r ungarische r Akten kann Krame r 
zeigen, daß es durchau s keine organisatorisch e Verbindun g zwischen den 
slowakischen Autonomiste n und den ungarische n Behörde n gegeben habe, 
und daß Msgr. Hlinka , der Führe r der slowakischen Volkspartei, absolut 
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nich t mit den Ungar n konspirierte . Entsprechend e zeitgenössisch e Vor-
würfe müßt e man lediglich als Zweckpropagand a betrachten . Anstelle offi-
zieller Kontakt e zur autonomistisdie n Bewegung verschafften sich die Un -
garn allerding s nach andere n Versuchen eine n bedeutende n Einfluß in der 
Perso n des Dr . Tuka , der seit 1920 in der Volksparte i mitarbeitet e un d ihr 
Presseorga n redigierte , den Eintrit t der Volksparte i in die Regierangs -
koalitio n 1927 un d dami t eine n mögliche n Ausgleich zwischen Tscheche n 
un d Slowaken freilich nich t verhinder n konnte . 1928 wurde er in eine n 
Hochverratsproze ß verwickelt. Kramer s ungarisch e Akten bestätigen diese 
Anklage, zugleich aber auch das Doppelspie l des Angeklagten vor seiner 
eigenen Parte i un d berichtigte n dami t eine verbreitet e Vorstellun g von 
ihre m außenpolitische n Kurs . 

„Germa n irredentis t Putsc h in th e Czech Land s after th e Firs t World 
War" (S. 195—238) heiß t ein Beitra g von Jarosla v C é s a r un d Bohumi l 
Č e r n ý . Diese Ausführunge n hänge n ganz unmittelba r mit andere n Publi -
katione n der beiden Verfasser zusammen . Es handel t sich hie r um die 
sudetendeutsch e Irredent a 1918/19, ein Thema , das die beiden Autore n im 
Československ ý časopi s historick ý 1961/6 un d 1962/1 bis zum Jah r 1938 
fortgeführ t haben . Alle dre i Aufsätze bieten ein bemerkenswerte s Bild 
sudetendeutsche r Politi k 1918—38 unte r tschechische m Aspekt un d hätte n 
deshal b auch eine zusammenhängend e Publikatio n verdient . Daz u müßt e 
man aber auch noc h das Buch der beiden Verfasser „O d sudetoněmeckéh o 
separatism u k plánů m odvety" [Vom sudetendeutsche n Separatismu s zu 
Pläne n der Wiedervergeltung ] Reichenber g 1960, 231 S. un d eine ebenfall s 
noc h unzugänglich e Studi e von Coloma n Gaja n über „Di e irredentistisch e 
Tätigkei t der nationalistische n Deutsche n in der ČSR un d ihre Unterstüt -
zun g durc h imperialistisch e un d militaristisch e Kreise Deutschland s in den 
Jahre n 1918—23" (Acta Universitati s Carolinae , Phil.-Hist . Kl. 1961, Nr . 2, 
S. 43—75) heranziehen . Im vorliegende n Aufsatz bieten die beiden Ver-
fasser zuers t eine umfangreicher e Einleitun g über sozialökonomisch e Be-
dingunge n in den sudetendeutsche n Gebiete n un d die Entwicklun g des 
Selbstbestimmungsrechts . Dari n finden  sich ganz interessant e Feststellun -
gen, etwa — aber leider ohn e Belegmateria l — daß sich mit dem wachsen -
den Mißerfol g der Mittelmächt e im 1. Weltkrieg die Aufmerksamkei t der 
deutsche n Parteie n Österreich s für das Selbstbestimmungsrech t vermehrte , 
denn : „Di e Realisierun g des Rechte s der Selbstbestimmun g in diesem deut -
schen Konzep t hätt e praktisc h bedeutet , die Errichtun g eine s selbständige n 
tschechische n Staate s unmöglic h zu machen , ode r die Vorbedingunge n für 
seine künftige Unterwerfun g unte r deutsche n Einfluß zu schaffen" (S. 207). 
So trefflich diese Formulierun g die tatsächlich e Kollision der Rechts -
ansprüch e umreiß t — daß sie nich t Einsich t der Verfasser, sonder n Ab-
sicht der Akteur e von 1918 gewesen sei, das müßt e belegt werden . Aller-
dings zeigen Césa r un d Čern ý dami t eine n Pragmatismus , der sich weit 
von juridische n Konstruktionsversuche n unterscheidet , an dene n deutscher -
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seits die Geschicht e der ersten Republi k imme r wieder gemessen wird. 
Gerades o indifferen t gegenübe r Rechtsfrage n verhalte n sich die Verfasser 
auch in eine m andere n Fall , in dem sie feststellen , die bürgerlich e Auffas-
sung beide r Natione n hätt e den Separationsversuc h der deutsche n Gebiet e 
nich t als Hochverra t betrachtet , den n — un d hie r zitiere n sie F. Peroutk a 
— „ die Deutsche n waren noc h nich t durc h eine n internationale n legalen 
Akt an den tschechische n Staa t gebunden" . Die Verfasser bemühe n sich 
nicht , diese Äußerun g zu entkräften . Allerdings habe n sie sich selbst in 
der Überschrif t ihre s Beitrages ander s entschieden . Schließlic h erinner t 
ma n sich noc h einma l an das juridisch e Grundproble m der Staatsgründung , 
wenn die Verfasser davon sprechen , daß bei der Friedenskonferen z von 
1919 machtpolitisch e Gründ e den Ausschlag für die Grenzziehun g der ČSR 
geliefert hätten . Den n allgemein seien die Delegierte n der Überlegun g ge-
folgt, daß eine ČSR ohn e die deutschbesiedelte n Grenzgebiet e wirtschaft -
lich un d strategisch von Deutschlan d abhänge n würde . 

Bei de r Schilderun g der bekannte n Märzunruhe n von 1919 verlieren die 
Verfasser etwas von ihre r Distan z zu den Schwierigkeite n der „nationale n 
Bourgeoisie" . Zwar sehen sie in der sozialdemokratische n Parte i den ver-
antwortliche n Träger der Demonstrationen , doch in den Demonstrante n 
nich t etwa mißgeleitet e Werktätige , sonder n „impatien t mob " (S. 230). 

Da s Verdiens t des Aufsatzes liegt zweifellos in der neue n Darstellun g 
eine s von P. Molisch un d F. Peroutk a bereit s behandelte n Geschichtsab -
schnittes . Dari n wird das sechswöchige Experimen t deutschböhmische r un d 
deutschmährische r Parteipolitike r neu vorgeführt , das nac h dem Urtei l 
der beiden Autore n an der Kriegsmüdigkei t der Bevölkerung , an der 
Rechtsunsicherhei t der Beamtenschaf t un d an der Unfähigkei t der führen -
den deutsche n Politike r ein schnelle s End e fand. Dami t ist in dem Beitra g eine 
Grundfrag e der deutsche n Konzeptio n dieses Experiment s noc h unbeant -
wortet , die Frag e nämlich , ob die sudetendeutsche n Politike r nich t das 
ganze Autonomieprogram m aus Demonstrationsgründe n ehe r scheiter n 
lassen wollten , als die für ein paa r Woche n faktisch verwirklicht e deutsch e 
Selbstverwaltun g wenigsten s als möglichs t starke Verhandlungspositio n 
bei einem unte r den gegebenen Umstände n unvermeidliche n Arrangemen t 
mit dem neue n tschechische n Staa t zu benützen . César un d Čern ý sagen, 
daß allein schon die Landkart e die Unmöglichkei t eine r unabhängige n Exi-
stenz der sudetendeutsche n Gebiet e genügen d vor Augen führe . Demnac h 
schein t auch weder die Selbständigkei t noc h der Anschluß an die neu e 
österreichisch e Republi k für die deutschbesiedelte n Randgebiet e im Westen 
un d Norde n Böhmen s un d im Norde n Mähren s eine wirkliche Alternativ e 
zur Integratio n mit dem neue n tschechoslowakische n Staa t gewesen zu 
sein: die realen Möglichkeite n der sudetendeutsche n Politi k vom Novem -
ber 1918 lagen wohl ehe r in einem Anschluß an das deutsch e Reich . Bei den 
Lücken un d Mängel n der einschlägigen Memoirenliteratu r wird eine Ant-
wort auf diese Frag e freilich nich t leicht zu finden  sein. 
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Auch Alice T e i c h o v á greift ein Them a auf, zu dem sie im Čsl. časo-
pis historick ý 1954 schon einma l mit eine m Aufsatz über „Di e wirtschaft -
lichen Wurzeln der prohitlerische n Politi k des britische n Großbürgertums " 
beigetragen hatte . Diesma l wende t sie sich unte r dem Tite l „Grea t Britain 
in Europea n Affairs, Marc h 15 to August 21, 1939" (S. 239—339 mit chrono -
logischer Ubersichtstabelle ) mi t dem umfangreichste n Beitra g des ganzen 
Bande s gegen die vorherrschend e Auffassung von der diplomatische n Vor-
geschicht e des Kriegsausbruch s und , ma n mu ß es gleich vorwegnehmen , 
sie liefert hie r eine ganz gewichtige Korrektur . Bisher war bekanntlic h die 
Vorstellun g allgemein verbreitet , daß die englische Appeasement-Politik , 
nach Ritte r verantwortungsbelade n vor der Geschichte , am 15., genaue r am 
17. Mär z 1939 wegen des Überfall s Hitler s auf die Rumpftschechoslowake i 
un d des dami t verbundene n Brache s des Münchne r Abkommen s mit eine r 
Red e Chamberlain s in Birmingha m ihr End e gefunden habe . Britisch-sowje -
tische Verhandlunge n hätte n sie abgelöst. 

Die Verfasserin zeigt, daß diese Vorstellun g den Tatsache n nich t ent -
spricht . Stat t dessen wurde n ununterbroche n auf wirtschaftspolitische r un d 
private r Eben e Kontakt e zwischen Großbritannie n un d Deutschlan d fortge-
führt , die den Zweck hatten , eine tiefergreifend e Verständigun g zwischen 
beiden Staate n vorzubereiten , um die Basis für eine n deutsch-britische n 
„Wirtschaftsimperialismus " zu bilden . Die Tatsach e un d der Umfan g sol-
cher Kontakt e werden in der tschechische n Studi e sehr eingehen d belegt, 
angefange n von eine r Industriellen-Konferen z in Düsseldorf , die unbescha -
det der militärische n Aktione n gegen die ČSR, am 16. Mär z 1939 erfolg-
reich abgeschlossen wurde , bis zu eine r Unterredun g Göring-Runcima n jun . 
am 12. August, nac h welcher nach dem Urtei l der Verfasserin ein deutsch -
englisches Bündni s „beinah e in Reichweite " (S. 295) rückte . Währen d aber 
ganz treffend ausgeführ t wird, daß die Regierun g Chamberlai n mit dieser 
Politi k nich t nu r auf den Widerstan d der öffentliche n Meinun g in England , 
sonder n auch auf Kriti k in der konservative n Parte i stieß (Churchill) , fehlt 
ein e politisch e Analyse der deutsche n Partnerschaft , wenn ma n von An-
deutunge n darübe r absieht , daß sich auf beiden Seiten Unternehmerkreis e 
aus wirtschaftliche n Gründe n verständige n wollten . Tatsächlic h handelt e es 
sich aber bekanntlic h auf deutsche r Seite im Gegensat z zur englische n 
nich t um Annäherungsversuch e im Auftrag des Regierungschefs , sonder n 
um den Versuch, Hitler s Kriegsbereitschaf t in die Bahne n eine r Wirtschafts -
expansio n zu drängen , d. h., noc h ehe er seine Mitwel t vor die vollendet e 
Tatsach e eine s militärische n Konflikt s gestellt hatte , ihn sozusagen vor die 
vollendete n Tatsache n eine s „neue n Münchens " über Danzi g un d die Kor -
ridorfrag e un d eine r weltpolitisc h umwälzende n Kollaboratio n mit der 
britische n Wirtschaftsmach t zu stellen . Hitle r ha t auch hie r seine Umge -
bun g überspielt ; die Abweichun g von 1939 läßt sich heut e in der Memoiren -
literatu r gut verfolgen, obwoh l sie da etwas eulogisch unte r dem Stichwor t 
„Widerstand " zu finden ist. Die Divergenze n unte r den politische n Akteu-
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ren des „Dritten Reiches", in dem tschechischen Beitrag lediglich durch die 
bekannten Meinungsverschiedenheiten zwischen Ribbentrop und Göring 
über die englische Reaktion auf den künftigen Angriff gegen Polen ange-
deutet, hätten jedenfalls viel dazu beigetragen, die ausdauernden briti-
schen Bemühungen um ein agreement mit dem deutschen Expansionsdrang, 
also um eine Revision des französischen Europaplanes von 1919 in Über-
einstimmung mit dem konservativen deutschen politischen Konzept be-
greiflich zu machen. 

Die Regierung Chamberlains glaubte sich also, das gerade macht A. Tei-
chová deutlich wie wohl niemand vor ihr, im Besitz des berühmten „direk-
ten Drahtes" zur deutschen Führung auf privaten und halboffiziellen We-
gen und hoffte noch wenige Tage, ehe ihr die polnische Vertragsbindung 
eine Kriegserklärung abnötigte, auf offizielle Bündnisverhandlungen mit 
Deutschland. Aber gerade weil die britische Politik vermutlich Hitlers Ag-
gressionspläne nicht erfaßte und von deutschen „Abweichlern", die Görings 
praktische und Rosenbergs ideologische Sympathien genossen, in diesem 
Irrtum noch bestärkt wurde, muß man schließlich auch das tschechische 
Urteil über das britisch-sowjetische Verhältnis ebenfalls berichtigen. 

Zunächst heißt es freilich, auch hier die solide Erarbeitung eines neuen 
Tatbestandes zu honorieren: die sowjetische Diplomatie betrieb nämlich 
keinesfalls durch Parallelverhandlungen mit Deutschland und den West-
mächten eine Schaukelpolitik, sondern sie bemühte sich offenbar—nachdem 
ausgiebigen Nachweis von A. Teichová — korrekt und geduldig um ein 
Dreierbündnis mit England und Frankreich auf Basis der Gegenseitigkeit, 
ehe sie erst am 19. August in der bekannten dramatischen Wende von der 
Verteidigung gegen eine deutsche Aggression zur Beteiligung an Hitlers 
Angriff auf Polen überwechselte. Die britische Regierung war es statt des-
sen — nach den tschechischen Ausführungen —, die solche Verhandlungen 
augenscheinlich nur als Druckmittel auf die deutsche Bündnisbereitschaft 
betrachtete und dementsprechend ihren Moskauer Botschafter, ihren Son-
derbeauftragten und schließlich auch ihre Militärmission instruierte und in 
langen Defensivwünschen ebenso wie in der polnischen und rumänischen 
Aversion gegen ein Bündnis mit der Sowjetunion immer wieder Vorwände 
zu neuen Verzögerungen fand. 

Nun bringt es aber eine Verkennung der unkriegerischen und deshalb 
von Hitlers Absichten durchaus abweichenden Tendenzen eines solchen 
deutsch-britischen „Wirtschaftsimperialismus" mit sich, daß die Verfasserin 
aus der englischen Hinhaltetaktik in Moskau den Schluß zieht, die Regie-
rung Chamberlain sei mit einem deutschen Angriff auf die Sowjetunion 
einverstanden gewesen und habe sich deshalb dem Abschluß eines Bünd-
nisses auf Gegenseitigkeit, das die Sowjetunion selbstverständlich fordern 
mußte, entzogen (S. 258). In dieser Hinsicht scheint die tschechische Arbeit 
von einem Verdacht Molotows abhängig, ohne daß sie ihre Schlußfolgerung 
auf englische Quellen «tützen könnte. Ihrer These steht hier überdies nicht 
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nur das Fehlen jeden Beweismaterials entgegen, sondern auch die Erwä-
gung, daß jeder Angriff auf Rußland, selbst auf der fragwürdig schmalen 
Basis der baltischen, von englischen Garantien ausgenommenen Staaten, 
durch die englische Garantieleistung für Polen behindert worden wäre, 
eine Garantie, die immer wieder bekräftigt wurde und höchstens eine be-
grenzte Revision in der Danzig- und Korridorfrage ermöglicht hätte. 

So wird man wohl dem anerkennenswerten Beweisaufbau der Verfas-
serin besser gerecht, wenn man die Alternative über Krieg oder Frieden 
an ihrem tatsächlichen Angelpunkt sucht, in Berlin nämlich, wo Hitler die 
Vertreter eines begrenzten, eines „vernünftigen" Revisionismus überrun-
dete und damit das Konzept kalkulierter Nationalpolitik auf der Strecke 
ließ, eine Tragödie — nicht seiner Widersacher, sondern seiner Mitläufer! 

F e r d i n a n d S e i b t , München 
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